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[bookmark: betreff]Betrifft: Referentenentwurf für ein Gesetz zur Änderung des TKG und zur Verbesserung der telekommunikationsrechtlichen Rahmenbedingungen für den TK-Netzausbau (TKG-Änderungsgesetz 2026), Beteiligung nach § 47 GGO
hier: Stellungnahme des Niedersächsischen Ministeriums für Wirtschaft, Verkehr und Bauen 


[bookmark: textanfang]Sehr geehrte Frau Kobialka, 

vielen Dank für die Übersendung des Referentenentwurfs zum TKG-Änderungsgesetz 2026 und die Gelegenheit zur fachlichen Stellungnahme. Gern nehme ich hierzu wie folgt Stellung: 

Der Gesetzentwurf und die zugrundeliegende Intention, die Umsetzung des Telekommunikationsrechts bürokratieärmer und praxisnäher zu gestalten, werden grundsätzlich begrüßt.

Der Stellungnahme des Länderarbeitskreises Telekommunikation, Informationswirtschaft, Post (LAK TIP), an der auch Niedersachsen mitgewirkt hat, schließe ich mich grundsätzlich an. Insofern benenne ich im Folgenden ausschließlich diejenigen Punkte, die über die Stellungnahme des LAK TIP hinausgehen.

Eine zusätzliche Regelung für Sicherheitsbehörden sowie zur Bevorrechtigung der Einsatzkommunikation – verortet in einem möglichen neuen § 20a TKG - wäre aus Sicht des Landes Niedersachsen sinnvoll, um die einsatzkritische Kommunikation im künftigen Digitalfunk weiter zu stärken. Zum einen sollten Mobilfunknetzbetreiber rechtlich verpflichtet werden, für die zukünftig zentral organisierte und verwaltete breitbandige Einsatzkommunikation Zugang zu ihren Netzen zu gewähren („nationales BOS-Roaming“). Zum anderen sollte die bundesweit einheitliche Einsatzkommunikation von Polizei, Rettungsdiensten und Feuerwehr bevorrechtigt und priorisiert in den Netzen der Mobilfunkbetreiber erfolgen können. Die Innenresorts der Länder stehen geschlossen hinter den Vorschlägen, um die notwendigen Voraussetzungen für den zukünftigen, breitbandbasierten Digitalfunk der nächsten Generation (DFnG) bei der Nutzung kommerzieller Mobilfunknetze zu schaffen. Eine entsprechende Vorlage für die Schaffung eines § 20a TKG soll nach hiesiger Kenntnis  im weiteren Verlauf vom BMI in das Ressortabstimmungsverfahren auf Bundesebene eingebracht werden. Daher verzichte ich an dieser Stelle auf einen konkreten Formulierungsvorschlag und beschränke mich auf einen informatorischen Hinweis. 




Zu §§ 22a, 22b und § 34 TKG‑E (Zugang, Migration, Replizierbarkeit)

Die vorgesehenen Regelungen bleiben hinter dem Ziel zurück, verbindlichere und regelbasierte Mechanismen zur Kupfer‑Glas‑Migration festzulegen, einschließlich einer aktiveren Rolle der Bundesnetzagentur und klarer Abschaltperspektiven. Der aktuelle Entwurf enthält vor allem prozedurale Vorgaben, jedoch keine echte Steuerung der Migration. Zudem bleiben die von verschiedenen Verbänden benannten Problempunkte der symmetrischen Zugangsverpflichtung, der unzureichende Konkretisierung der zugrunde liegenden europarechtlichen Vorgaben und der Risiken strategischer Weiterbetriebspraktiken marktmächtiger Unternehmen weitgehend ungelöst. 

Auch ein klarer Mechanismus für diskriminierungsfreie Abschaltungen findet sich nach wie vor nicht. Es erscheint nachvollziehbar, dass der Entwurf bewusst keine weitergehenden Eingriffsbefugnisse vorsieht, um weder dem Digital Networks Act (DNA) noch dem noch nicht implementierten Regulierungskonzept der Bundesnetzagentur vorzugreifen. Beide Dokumente gehen von einem künftig harmonisierten europäischen Rahmen für die Kupferabschaltung aus, der nationale Regelungen neu ordnen wird.

Ein praktisches Problem im Rahmen eines Migrationsplans ist die fehlende Transparenz über die Anzahl der tatsächlich migrierbaren Nutzer. Ohne diese Datenbasis kann kein Business‑Case entwickelt werden, wodurch funktionierender Wettbewerb verhindert wird. Ein Migrationsplan eines marktmächtigen Unternehmens bleibt damit nur von begrenztem Nutzen. Zur Gewährleistung eines regelbasierten, diskriminierungsfreien Migrationsverfahrens sind daher erweiterte Datenerhebungsbefugnisse und belastbare Transparenzanforderungen vorzusehen.

Im Hinblick auf die mit der Migration verknüpften symmetrischen Zugangsverpflichtungen nach §§ 22a und 22b TKG‑E ist zu berücksichtigen, dass das europarechtliche Kriterium der „beträchtlichen und anhaltenden Hindernisse der Replizierbarkeit“ bislang weder im EKEK noch im nationalen Entwurf ausreichend operationalisiert ist. Für eine sachgerechte Anwendung dieses Begriffs erscheint die Festlegung objektivierbarer Kriterien und die Schaffung einer belastbaren Datenbasis erforderlich. Dies umfasst insbesondere Transparenz über relevante Struktur‑, Nachfrage‑ und Auslastungsdaten, um tragfähige wirtschaftliche Kalkulationen zu ermöglichen und die regulatorische Prognosefähigkeit zu verbessern.

Für einen schnellen und flächendeckenden Glasfaserausbau ist ferner die Schaffung einheitlicher technischer und prozessualer Standards im Bereich des Open Access von wesentlicher Bedeutung. Ohne interoperable Schnittstellen, verbindliche Qualitätsparameter und standardisierte Zugangsprozesse entstehen erhebliche Markteintritts‑ und Betriebshürden, die eigenwirtschaftliche Ausbauentscheidungen erschweren und den Fortschritt in der Fläche hemmen.

Darüber hinaus ist zu berücksichtigen, dass ein fairer und wirksamer Wettbewerbsrahmen ausreichend dimensionierte und diskriminierungsfrei vorgehaltene Kapazitäten für den Zugang Dritter voraussetzt. Fehlende Anschluss‑ oder Übergabepunkte können dazu führen, dass offene Netzzugänge trotz rechtlicher Vorgaben faktisch unzureichend realisierbar sind. Eine Standardisierung sollte daher technische Mindestanforderungen, Prozessvorgaben und Grundsätze zur Kapazitätsdimensionierung gleichermaßen erfassen, um spätere Zugangsansprüche tatsächlich umsetzbar zu halten und strukturbedingte Marktzutrittshindernisse zu vermeiden.

Vor diesem Hintergrund wird angeregt, die §§ 22a und 22b TKG‑E dahingehend zu präzisieren,
1. dass die Feststellung der Replizierbarkeitskriterien auf klar definierten, objektiv messbaren Parametern sowie verpflichtend zu erhebenden Daten beruht,
2. dass die Bundesnetzagentur ausdrücklich ermächtigt wird, einheitliche technische und prozessuale Open‑Access‑Standards festzulegen,
3. dass die Standardisierung auch Grundsätze zur diskriminierungsfreien Kapazitätsvorhaltung umfasst, und
4. dass die symmetrischen Zugangsverpflichtungen risikoadäquat ausgestaltet werden, um unverhältnismäßige Belastungen neu investierender Netzbetreiber zu vermeiden.

Damit würden die im Entwurf verfolgten Ziele – eine effiziente Nutzung bestehender Infrastrukturen, eine beschleunigte Migration, die Vermeidung von Überbau sowie die Stärkung des Wettbewerbs – praxistauglich, investitionsfreundlich und rechtssicher ausgestaltet.

Zu § 127 a (Bescheinigungsverfahren) 

Die Einführung eines Anzeigeverfahrens in § 127 a Abs. 1 TKG-Änderungsentwurf wird grundsätzlich begrüßt. Das zur Gewährleistung des Kriteriums der Fachkundigkeit und Zuverlässigkeit i.S.d. § 127 a Nr. 3 TKG-Entwurf vorgesehene Bescheinigungsverfahren (§ 127 Abs. 3 bis 5) lässt jedoch einen überbordenden, unnötigen Verwaltungsaufwand auf Seiten der Länder und der Kommunen sowohl bei der Festlegung der konkreten Bescheinigungsvoraussetzungen als auch bei der Ausstellung der Bescheinigungen befürchten. Gleichzeitig wurde bereits bei der Anhörung zum Referentenentwurf von verschiedenen Stellen signalisiert, dass der praktische Nutzen der zusätzlichen Zertifizierung eher gering wäre. Durch diesen Bürokratieaufwuchs droht das Ziel der §§ 127, 127 a TKG-Entwurf, das Verfahren bürokratieärmer zu gestalten, konterkariert zu werden. Dabei ist die Zuverlässigkeit ein im Vergaberecht seit langem üblicher Rechtsbegriff, zu dem bereits anderweitige Nachweismöglichkeiten bestehen, beispielsweise in Form von Präqualifizierungen. Das in § 127 Abs. 3 vorgesehene Bescheinigungsverfahren würde lediglich den trügerischen Schein zusätzlicher Sicherheit bieten, zum Preis nicht vermittelbarer Bürokratieaufwüchse. Die Regelungen zum Bescheinigungsverfahren (§ 127 Abs. 3 bis 5) sollten gestrichen werden. Zum Nachweis der Zuverlässigkeit und Sachkunde genügen die bisherigen Nachweismöglichkeiten, zum Beispiel mit Präqualifizierungs-Verzeichnissen, wie sie im Vergabeverfahren genutzt werden. Zusätzlich könnte überlegt werden, in Absatz 2 zusätzlich eine zertifizierte unabhängige Bauaufsichtsführung, die den Wegebaulastträgern einen Schlussbericht vorlegt, zur Voraussetzung für das Anzeigeverfahren zu machen.

Zu § 127, 127 a (Bußgeldermächtigung) 

Auch zusätzliche Bescheinigungen zur Fachkunde und Zuverlässigkeit der ausführenden Unternehmen bieten keinen hinreichenden Schutz vor Beschädigungen der Verkehrswege durch unzureichend ausgeführte Baumaßnahmen. Die bisher zur Verfügung stehende Möglichkeit zur Anordnung der Entfernung oder Verlegung einer Telekommunikationslinie, § 130 Abs. 4 TKG, wird faktisch regelmäßig nicht genutzt, um weitere Eingriffe in die Substanz der betroffenen Verkehrswege zu vermeiden. 

Neben den in § 130 Abs. 4 TKG vorgesehenen Befugnissen zur Anordnung einer Verlegung/Entfernung einer Telekommunikationslinie werden auch die Befugnisse des § 129 Abs. 4 in der Praxis kaum genutzt. Daher sollte zusätzlich die Möglichkeit einer Bußgeldverhängung vorgesehen werden. Diese würde in vielen Fällen ein wirksameres und zugleich verhältnismäßigeres Instrument darstellen. Die Möglichkeiten der betroffenen Kommune, sich gegen eine unsachgemäße Bauausführung zur Wehr zu setzen, würden damit sinnvoll erweitert. 

Zu § 144 TKG 

Die in § 144 Abs. 2 TKG‑Entwurf vorgesehene Selbstausbaufrist von 24 Monaten erscheint grundsätzlich sachgerecht, da der Glasfaserausbau in der Praxis häufig durch Faktoren wie WEG‑Beschlüsse, Engpässe bei Dienstleistern oder bauliche Besonderheiten verzögert wird. Kritisch zu bewerten ist jedoch, dass der Gebäudeeigentümer sein Ausbauinteresse zwingend vertraglich – einschließlich einer angemessenen Vertragsstrafe – zusichern muss. Zwar sieht § 144 Abs. 3 TKG‑Entwurf auch für den Betreiber eine vertragliche Verpflichtung mit Vertragsstrafe vor; gleichwohl entsteht eine strukturelle Ungleichbehandlung zulasten des Eigentümers. Während der Betreiber eine Vertragsstrafe nur dann übernimmt, wenn er sich freiwillig für die eigene Ausbauvariante entscheidet, trifft den Eigentümer ein faktischer Kontrahierungszwang, der Voraussetzung für die Inanspruchnahme seines Selbstausbaurechts ist. Hinzu kommt, dass innerhalb der in § 144 Abs. 1 vorgesehenen Vorlaufphase von 20 Monaten mehrere Betreiber unabhängig voneinander Ausbauabsichten anmelden können, ohne dass das Gesetz einen Vorrang- oder Koordinationsmechanismus vorsieht. Dies führt zu erheblichen Unsicherheiten – insbesondere im Verhältnis zu bereits bestehenden Gestattungsverträgen – und kann den Eigentümer in kaum beherrschbare Mehrfachrisiken drängen. Vor diesem Hintergrund erscheint auch der Hinweis der Gesetzesbegründung auf den Zivilrechtsweg wenig geeignet, Rechtssicherheit zu schaffen, da unklar bleibt, in welchen Konstellationen tatsächlich ein Vertrag abgeschlossen werden muss, ob daneben eine rein gesetzliche Duldungspflicht bestehen soll und wie Folgepflichten wie Mängelbeseitigung, Haftung oder Schadensersatz durchsetzbar sein sollen.

Um die geschilderten Unsicherheiten zu vermeiden und den Ausgleich zwischen Eigentumsschutz und öffentlichem Interesse an einer flächendeckenden Telekommunikationsversorgung zu wahren, erscheint es angemessen, Gebäudeeigentümern eine 24‑monatige Selbstausbaufrist ohne Vertragsstrafe zu belassen. Gleichzeitig sollte die in Absatz 3 vorgesehene Vertragsstrafe für das Telekommunikationsunternehmen beibehalten und ausdrücklich auch auf die Einhaltung der 20‑Monats‑Frist für den NE3‑Anschluss in Abs. 1 bezogen werden. Dies würde die für den Gesetzgeber zentrale Ausbauverbindlichkeit sicherstellen, ohne den Eigentümer durch Vertragszwang oder Mehrfachrisiken unangemessen zu belasten.

Im Hinblick auf bestehende Gestattungsverträge oder bereits teilweise ausgebaute Mehrparteienhäuser dürfte eine Übergangsregelung notwendig sein, soweit die vorhandenen Vereinbarungen und Planungen über längere Zeiträume laufen. 

Zu §§144, 145 TKG

§ 145 TKG-Änderungsentwurf enthält nach hiesiger Einschätzung sinnvolle und zweckmäßige Einschränkungen der Anwendungsfälle, die unter Artikel 10 Absatz 1 bis 3 der EU-VO 2024/1309 fallen, allen voran die dort aufgeführten Einfamilienhäuser. Es wird allerdings nicht ganz deutlich, ob diese Einschränkung auch für das „Recht auf Vollausbau“ nach § 144 TKG-Änderungsentwurf gilt. In Bezug auf Eigentümer von selbst bewohnten Einfamilienhäusern wäre die Duldungsverpflichtung zur Installation einer Glasfaserverkabelung wohl nicht mit dem Recht auf Eigentum nach Art. 14 GG zu vereinbaren. 
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